
1.) Feuerwehr – Gebührenordnung – Aufhebung der Verordnung vom 22. Dezember 2016 und Neuerlassung; Beratung und Beschlussfassung
Amtsvortrag: Mit Beschluss des Gemeinderates vom 22. Dezember 2016 wurde die Feuerwehr – Gebührenordnung erlassen. Inhaltlich ist die Verordnung auch in Ordnung, doch wurde der Wirksamkeitsbeginn mit 01. Jänner 2017 festgelegt. Dies ist jedoch nicht möglich, da die 14-tägige Kundmachungsfrist nicht eingehalten werden kann. Es ist daher diese Verordnung aufzuheben und neu zu beschließen. Diesbezüglich darf auch auf den Erlass des Amtes der O.ö. Landesregierung vom 18. Mai 2017, IKD(KKM)-010273/1-2017-Ram, verwiesen werden, der dem Vorbericht beiliegt. In diesem Erlass wurden auch noch geringfügige Anregungen zur Änderung gemacht und wurden diese im aktuellen Verordnungsentwurf eingearbeitet. Diese Stellen sind rot geschrieben. Der aktuelle Verordnungsentwurf liegt dem Vorbericht ebenfalls bei.

Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, die Feuerwehr – Gebührenordnung entsprechend dem Beschluss vom 22. Dezember 2016 aufzuheben und die neue Verordnung entsprechend dem vorliegenden Entwurf zu genehmigen.

2.) Nachwahl in Ausschüsse auf Grund des Mandatsverzichts von FPÖ – Gemeinderatsersatzmitglied Elisabeth Dorfer; Beratung und Beschlussfassung

Amtsvortrag: Durch den Mandatsverzicht von Elisabeth Dorfer sind diverse Nachwahlen in Ausschüsse der Gemeinde notwendig. Die Wahlen in Ausschüsse innerhalb der Gemeinde haben in einer Fraktionswahl zu erfolgen. Die Wahlvorschläge sind von mindestens der Hälfte der anspruchsberechtigten Fraktion zu unterfertigen.

Ausschuss








Wahlvorschlag

Ersatzmitglied Ausschuss für Hochbauangelegenheiten,


Wohnungswesen und wirtschaftliche Angelegenheiten

FPÖ
Mitglied Ausschuss für Schule, Kindergarten, Soziales, Senioren,

Sanitätsangelegenheiten und Integration



FPÖ

Mitglied Ausschuss für Sport, Freizeit, Jugend, Familie


und Kultur








FPÖ

Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, die Nachwahlen entsprechend den vorliegenden Wahlvorschlägen der FPÖ – Fraktion in einer Fraktionswahl zu genehmigen.

3.) Anregungen zur Änderung des Örtlichen Entwicklungs-konzeptes und des Flächenwidmungsplanes; Beratung und Beschlussfassung
a.) OEK-Änderung Nr. 1.23 und Flächenwidmungsplanänderung Nr. 2.133 (Kühberger, Gstocket); Einleitung

Amtsvortrag: Ing. Mag. Helmut Kühberger hat um die Erweiterung von drei Parzellen mit einer zusätzlichen Tiefe von ca. 10 m ersucht. Die Erweiterung soll im Norden von drei bebauten Parzellen erfolgen. Diese gehören seinen Geschwistern und soll der Streifen in weiterer Folge diesen Parzellen zugeschrieben werden, damit im nördlichen Bereich etwas mehr Platz entsteht. Der gegenständliche Umwidmungswunsch wurde mit den Vertretern des Landes Oberösterreich (Raumordnung und Naturschutz) besprochen und wurde eine positive Erledigung in Aussicht gestellt. Der Raumordnungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 12. Juni 2017 ebenfalls einstimmig für die Einleitung des Verfahrens ausgesprochen und wird daher dem Gemeinderat die Einleitung des Verfahrens zur Umwidmung und Erweiterung des Wohngebietes mit der Zusatzwidmung FF – nur Nebengebäude zulässig - vorgeschlagen. Der entsprechende Lageplan samt Ansuchen liegt dem Vorbericht in Kopie bei.
Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, das Verfahren zur Anregung zur Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes – Änderung Nr. 1.23 – und des Flächenwidmungsplanes - Änderung Nr. 2.133 - einzuleiten.

b.) OEK-Änderung Nr. 1.22 und Flächenwidmungsplanänderung Nr. 2.132 (Holzindustrie Stallinger); Einleitung

Amtsvortrag: Die Holzindustrie Stallinger hat um die Erweiterung des gemischten Baugebietes im Ausmaß von ca. 1.200 m² angesucht. Gleichzeitig soll diese Fläche südlich des ehemaligen Betriebsobjektes Wurmsdobler zurückgewidmet werden. Damit könnte eine geringfügige Bereinigung von Nutzungskonflikten erreicht werden. In weiterer Folge soll die Grenze des OEK an die tatsächliche Nutzungsgrenze angepasst werden. Die näheren Details sind dem Lageplan, der dem Vorbericht beiliegt, zu entnehmen. Der gegenständliche Umwidmungswunsch wurde mit den Vertretern des Landes Oberösterreich (Raumordnung und Naturschutz) besprochen und es wurde eine positive Erledigung in Aussicht gestellt. Der Raumordnungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 12. Juni 2017 ebenfalls einstimmig für die Einleitung des Verfahrens ausgesprochen und wird daher dem Gemeinderat die Einleitung des Verfahrens zur Umwidmung bzw. Rückwidmung des gemischten Baugebietes vorgeschlagen. Der entsprechende Lageplan samt Ansuchen liegt dem Vorbericht in Kopie bei.

Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, das Verfahren zur Anregung zur Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes – Änderung Nr. 22 – und des Flächenwidmungsplanes - Änderung Nr. 2.132 - einzuleiten.

c.) Flächenwidmungsplanänderung Nr. 2.131 (Staudinger, Raspoldsedt); Einleitung

Amtsvortrag: Karl und Sarah Staudinger haben um die geringfügige Erweiterung des Dorfgebietes um 349 m² angesucht. Die Kleinparzelle ist nur über das bereits bebaute Grundstück erreichbar und liegt direkt an der Gemeindegrenze zu Weißenkirchen im Attergau. Es wäre geplant, auf dieser Parzelle einen Swimmingpool oder ein Gartenhaus zu errichten. Die Erweiterung soll in Richtung Süden erfolgen. Der gegenständliche Umwidmungswunsch wurde mit den Vertretern des Landes Oberösterreich (Raumordnung und Naturschutz) besprochen und es wurde eine positive Erledigung in Aussicht gestellt. Der Raumordnungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 12. Juni 2017 ebenfalls einstimmig für die Einleitung des Verfahrens ausgesprochen und wird daher dem Gemeinderat die Einleitung des Verfahrens zur Umwidmung und Erweiterung des Dorfgebietes mit der Zusatzwidmung FF – nur Nebengebäude zulässig - vorgeschlagen. Der entsprechende Lageplan samt Ansuchen liegt dem Vorbericht in Kopie bei.

Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, das Verfahren zur Anregung zur Änderung des Flächenwidmungsplanes - Änderung Nr. 2.131 - einzuleiten.

4.) Sanierung bzw. Neubau der ÖBB-Brücke Schwertfern - Grundsatzentscheidung; Beratung und Beschlussfassung

Amtsvortrag: Durch Es wird grundsätzlich angemerkt, dass die Erhaltungspflicht für die ÖBB-Überfahrtsbrücke Schwertfern bei den ÖBB liegt. Die Brücke wurde im Jahr 1970 errichtet und weist die Brückenklasse II auf. Nunmehr planen die ÖBB die Sanierung dieser Überfahrtsbrücke. Seitens der Marktgemeinde Frankenmarkt wurde in diesem Zuge angeregt, dass man auch einen Neubau oder eine Erhöhung der Tragkraft überlegen sollte.

Unter diesem Aspekt wurde mit Beschluss des Gemeindevorstandes vom 05. September 2016 eine Variantenuntersuchung beauftragt. Vorgabe war, eine Grobkostenschätzung und eine Machbarkeitsstudie für einen Neubau der Brücke, die Erhöhung der Tragkraft oder die geplante Sanierung durch die ÖBB in ein Verhältnis zu stellen.

Diese Untersuchung ergab nachstehende Grobkosten (excl. MwSt.):

Neubau






€
804.000,00

Erhöhung Tragkraft




€
795.000,00

Normale Sanierung ÖBB



€
300.000,00

Das Problem bei einer normalen Sanierung ist vor allem, dass der Verkehr nicht aufrechterhalten werden kann. Es ist daher bei dieser Variante eine Notbrücke oder ein Ersatzweg herzustellen. Diese Kosten sind bei dieser Variante nicht enthalten. Nach weiteren 40 Jahren ist mit ähnlichen oder höheren Kosten zu rechnen.

Die Erhöhung der Tragkraft macht finanziell keinen Sinn, da die Neubaukosten nur geringfügig höher sind als die Adaptierungskosten und man bei dieser Variante trotz allem eine „alte“ Brücke hätte.

Es ist daher zwischen einer normalen Sanierung bzw. einem Neubau zu entscheiden. Seitens den ÖBB wird gewünscht, dass die Erhaltungspflicht an die Gemeinde übergeht. Dies hat natürlich wesentlichen Einfluss auf die Kostenaufteilung zwischen Gemeinde und ÖBB.

Die Teilnehmer kommen grundsätzlich überein, dass ein Neubau auf Brückenklasse I mit einer Fahrbahnbreite von 4,50 m am sinnvollsten wäre. 

Zur weiteren Vorgangsweise sind nachstehende Schritte zu setzen bzw. abzuklären:

· Durchführung von Bodenprüfungen durch die Bodenprüfstelle – Kontaktaufnahme bei Durchführung der Arbeiten mit Dollberger Andy

· Legung eines Angebotes durch das Büro Schimetta für die Einreichplanung (Termin: 26. Juni 2017)

· Abklärung, ob naturschutz- bzw. wasserrechtliche Bewilligung erforderlich sind. Eisenbahnrechtliche Bewilligung ist nicht erforderlich.

· Erstellung des Entwurfs eines Übereinkommens durch die ÖBB

· Abklärung, ob Leerverrohrungen notwendig sind

· Fassung eines Grundsatzbeschlusses durch den Gemeinderat, dass das Projekt unter diesen Aspekten weiterverfolgt und weitergeplant werden soll

· Abklärung, wer Bauherr ist (die Kosten der ÖBB sind mit ca. 60 % der Baukosten anzusetzen, Vorteil wäre ein möglicher Vorsteuerabzug) – dies muss auch Inhalt des Übereinkommens sein.

· Abklärung Grundbereitstellung mit Anrainern

· Frühester Baubeginn: 2020

Sollten all diese Punkte abgeklärt und vereinbart sein, so wäre zum Abschluss ein Übereinkommen zwischen ÖBB und Gemeinde durch den Gemeinderat zu genehmigen.
Für die Ausarbeitung eines Einreichprojektes liegt durch das Büro Schimetta, Linz, ein Angebot vor. Die Planungskosten belaufen sich auf € 18.400,00 incl. MwSt. Dieses Büro ist spezialisiert auf die Planung von Brücken und Straßenbauten und arbeitet sehr eng mit dem Land Oberösterreich bzw. auch den ÖBB zusammen. Auch das Variantenstudium wurde durch dieses Büro erstellt. Zuletzt wurde ebenfalls durch dieses Büro die Brücke über die Vöckla im Bereich der Bahnhofstraße zur vollsten Zufriedenheit geplant und auch die Örtliche Bauleitung ausgeführt. Der Bericht zur Variantenuntersuchung bzw. der Aktenvermerk über die Besprechung mit den ÖBB vom 13. Juni 2017 liegen dem Vorbericht in Kopie bei. Ebenfalls eine Kopie des Angebotes des Büros Schimetta.
Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, das Verfahren und die Verhandlungen mit den ÖBB unter dem Aspekt weiterzuführen, dass

· einem Neubau der Überfahrtsbrücke der Vorzug gegeben werden soll,
· dass die Brücke in die Erhaltung der Marktgemeinde Frankenmarkt übernommen wird, sofern die Kostenaufteilung für den geplanten Neubau   zu einem für die Gemeinde vertretbarem Ergebnis führt,

· dass ein Entwurf für das notwendige Übereinkommen mit den ÖBB erstellt wird,

· die notwendigen technischen und rechtlichen Abklärungen und auch Verhandlungen mit den Grundanrainern hinsichtlich der notwendigen Grundinanspruchnahme geführt werden dürfen

· und dass der Auftrag für die Erstellung des Einreichprojektes zum Preis von € 18.400,00 incl. MwSt. dem Büro Schimetta erteilt wird.

5.) Genehmigung der Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung (GEP) für die Marktgemeinde Frankenmarkt; Beratung und Beschlussfassung

Amtsvortrag: Mit 01. Jänner 2015 ist das neue O.ö. Feuerwehrgesetz 2015 in Kraft getreten. Nach § 13 dieses Gesetzes haben Gemeinden, welche bisher in einer Pflichtbereichsklasse Gruppe B eingeteilt waren, bis zum 31. Dezember 2017 eine Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung durchzuführen. Diese Planung ist auch Voraussetzung für die zukünftige Förderung von Fahrzeugankäufen bzw. auch Bauvorhaben.
In Zusammenarbeit zwischen den beiden örtlichen Feuerwehren bzw. der Gemeinde unter Zuhilfenahme von Daten des Amtes der O.ö. Landesregierung bzw. des OÖ. Landesfeuerwehrkommandos wurde diese Planung durchgeführt. Am 08. Juni 2017 fand zum Abschluss eine Besprechung mit dem Landes-Feuerwehrinspektor, dem Bezirks- und Abschnittfeuerwehrkommandanten, den örtlichen Feuerwehr-kommandanten bzw. der Gemeinde eine Abschlussbesprechung statt. Das zusammenfassende Ergebnis ist im GEP-Ergebnis 1, 2 und 3 festgeschrieben. Dieses, als auch die Grundlagenermittlungen liegen dem Vorbericht bei. Anzumerken ist, dass die Löschwasserversorgung grundsätzlich ausreichend ist. Lediglich für die Bereiche Rudlberg und Röth sollten in einem Zeitrahmen von 5 Jahren noch zwei Löschwasserbehälter errichtet werden. Beim Fahrzeugstand sind zwei Fahrzeuge auslaufend. Eines betrifft die FF. Frankenmarkt und ein Fahrzeug die FF. Raspoldsedt. Dies bedeutet, dass für die Ersatzbeschaffung keine Fördermittel mehr gewährt werden. Diese Festlegung wurde von beiden Feuerwehren zustimmend akzeptiert.
Antrag: Vizebgm. Wesenauer stellt den Antrag, die vorliegende Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung zu genehmigen und wird auch festgestellt, dass diese als schlüssig bewertet und die dargestellten Maßnahmen als geeignet anerkannt werden.

6.) Allfälliges
1
13
6

